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Vorwort 
Dieses Arbeitspapier entstand im Rahmen des Global Governance Project, ei-

nem gemeinsamen Forschungsprogramm des Potsdam-Instituts für Klimafolgenfor-

schung, der Freien Universität Berlin (Forschungsstelle für Umweltpolitik) und der 

Universität Oldenburg. Das Global Governance Project untersucht internationale Insti-

tutionen, politische Prozesse, Organisationen und andere Akteure, die das entstehende 

System einer globalen Umweltordnung beeinflussen. Die derzeitigen Forschungs-

schwerpunkte liegen auf Fragen institutioneller und organisatorischer Effektivität und 

Lernprozesse, institutioneller Überschneidungen (inter-linkages) und der Rolle priva-

ter Akteure in der globalen Umweltpolitik. Methodisch basiert die Forschung des Pro-

jekts vor allem auf qualitativen Methoden der Sozialwissenschaften. Dies schließt 

strukturierte Fallstudien ebenso ein wie die rechtliche Analyse und die integrierte 

Computer-Modellierung. Die Projektmitglieder entstammen der Politikwissenschaft, 

der Wirtschaftswissenschaften, dem Völkerrecht und der integrierten Modellierung. 

Innerhalb des Global Governance Project trägt dieses Arbeitspapier zur Frage-

stellung der Forschungsgruppe „GLODEM – The Quest for Global Democracy“ bei. 

GLODEM beschäftigt sich mit der zunehmenden Bedeutung privater Akteure in der in-

ter- und transnationalen Umweltpolitik und fragt in diesem Zusammenhang nach Ent-

stehungskontexten und Ausgestaltung privater und öffentlich-privater Kooperationen 

und nach ihren Folgen für die Wirksamkeit und Legitimität globaler Umweltpolitik. 

Weitere Forschungsgruppen des Global Governance Projects sind MANUS—

‘Managers of Global Change: Effectiveness and Learning of International Organisa-

tions’, und MOSAIC—‘Multiple Options, Solutions, and Approaches to Climate Govern-

ance’. Informationen über diese Forschungsgruppen sind auf der Website des Projekts 

unter www.glogov.org erhältlich. Das Global Governance Project ist darüber hinaus 

Veranstalter des Indo-German Forum on International Environmental Governance 

(www.indo-german-forum.net) und hat, gemeinsam mit seinen Partnerinstitutionen, 

die 2001 und 2002 Berlin Conferences on the Human Dimensions of Global Environ-

mental Change (www.environmental-policy.de) ausgerichtet. 

Wir sind überzeugt, dass ein besseres Verständnis von Global Governance nur 

möglich ist als gemeinsame Anstrengung von Kollegen verschiedener Fachrichtungen 

und aus allen Regionen der Welt. Kommentare zu diesem Arbeitspapier und zu den 

weiteren Aktivitäten des Global Governance Project sind jederzeit willkommen. 

 

Frank Biermann 
Leiter, Global Governance Project 
Freie Universität Berlin und Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung  
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Zusammenfassung 
Globale Politiknetzwerke gelten vielen als Hoffungsträger einer effektiveren und 

zugleich legitimeren Global Governance. Dieses Papier untersucht am Beispiel der 

World Commission on Dams, in wieweit die Hoffnung auf eine erhöhte Input-

Legitimität durch globale Politiknetzwerke berechtigt ist. Die Argumentation erfolgt in 

drei Schritten: Zunächst wird gezeigt, dass es der Global Governance-Debatte bislang 

weitgehend an einem eindeutigen und kohärenten Konzept demokratischen Regierens 

fehlt. In einem zweiten Schritt wird zwischen drei Dimensionen des Demokratiebegriffs 

unterschieden: der Selbstbestimmung, der Kontrolle und der diskursiven Meinungs- 

und Willensbildung. In einem empirischen Teil wird schließlich die Legitimität eines 

globalen Politiknetzwerks, der World Commission on Dams, entlang dieser Dimensio-

nen untersucht. Das Ergebnis ist ein wesentlich komplexeres Bild als das von den Be-

fürworten des Ansatzes gezeichnete. Zwar kann die World Commission in einigen Be-

reichen Teilerfolge verzeichnen. Diesen stehen andererseits gravierende Mängel gegen-

über, welche auf ein weitaus geringeres Demokratisierungspotenzial globaler Politik-

netzwerke schließen lassen als häufig angenommen wird. 

 

 

Abstract 
[The Democratic Legitimacy of Global Public Policy Networks: Ana-

lysing the World Commission on Dams] Global Public Policy Networks have re-

cently been proposed as an innovative instrument of a more effective and more legiti-

mate global governance. Taking a closer look at one such network, the World Commis-

sion on Dams, the article examines to what extent the hope for a more legitimate gov-

ernance through global public policy networks can be justified. The argument unfolds 

in three steps: First, it is argued that the debate on global governance so far lacks a 

clear and coherent concept of democratic governance beyond the nation-state. The sec-

ond part then tries to solve this problem by distinguishing between three conceptual 

dimensions of democracy: collective self-determination, democratic control, and dis-

cursive practice. The empirical part of the article applies these dimensions to the analy-

sis of the World Commission on Dams. The resulting picture is more complex than the 

one usually portrayed by proponents of global public policy networks. While the World 

Commission on Dams has been successful in some areas, it also accounts for serious 

flaws in others. In sum, global public policy networks largely fail to live up to their de-

mocratic promise. 
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1 Einleitung 

Globale Politiknetzwerke gelten vielen als Hoffnungsträger einer besseren Glo-

bal Governance (vgl. Reinicke/Deng 2000). Indem sie staatliche, privatwirtschaftliche 

und zivilgesellschaftliche Akteure zur Lösung spezifischer Probleme an einen Tisch 

bringen, sind die Netzwerke Teil der Debatte über die Rolle öffentlich-privater Partner-

schaften in der internationalen Politik. Befürworter globaler Politiknetzwerke erwarten 

von der Institution eine Steigerung der Effektivität und Effizienz, aber auch der demo-

kratischen Legitimation des Regierens jenseits des Nationalstaats.1 Der Artikel wählt 

dieses letzte Versprechen als Ausgangspunkt und untersucht am Beispiel der World 

Commission on Dams (WCD), ob und auf welche Weise globale Politiknetzwerke zu 

einer Demokratisierung des inter- bzw. transnationalen Regierens beitragen können, 

und wo die Grenzen eines solchen Beitrags zu verorten sind. Dabei wird deutlich, dass 

es dem Ansatz globaler Politiknetzwerke, wie weiten Teilen der Global Governance-

Debatte insgesamt, an einem klaren und kohärenten Konzept demokratischen Regie-

rens jenseits des Nationalstaats fehlt (Abschnitte 2 und 3). Folglich gelingt es den Für-

sprechern der Institution auch nicht, anhand empirischer Untersuchungen nachzuwei-

sen, dass die Netzwerke einen Beitrag zu einer – wie auch immer verstandenen – De-

mokratisierung der inter- bzw. transnationalen Politik leisten können. 

Inwieweit globale Politiknetzwerke einen solchen Beitrag leisten können, hängt 

ganz offensichtlich davon ab, was unter demokratischem Regieren jenseits des Natio-

nalstaats verstanden wird. Abschnitt 4 unterscheidet folglich zunächst zwischen den 

Dimensionen der demokratischen Selbstbestimmung, der demokratischen Kontrolle 

und der diskursiven Meinungs- und Willensbildung. Diese Dimensionen des Demokra-

tiebegriffs werden von unterschiedlichen Modellen verschieden gewichtet. In den Ab-

schnitten 4.1 und 4.2 werden sie der Untersuchung der World Commission on Dams 

(WCD) sowie weiterer globaler Politiknetzwerke zugrunde gelegt. Im Ergebnis wird 

deutlich, dass globale Politiknetzwerke keineswegs per se zu einer Demokratisierung 

inter- bzw. transnationalen Regierens beitragen. Statt dessen ist das Bild wesentlich 

komplexer als die Befürworter des Ansatzes glauben machen. Globale Politiknetzwerke 

werfen im Hinblick auf ihr Mandat, die Bestimmung legitimer Stakeholder-Kategorien, 

die politische Verantwortlichkeit und weitere zentrale Aspekte demokratischen Regie-

rens eine Reihe von Fragen auf. 

 

 
1  Vgl. Benner/Reinicke (1999); Reinicke/Deng (2000); Reinicke (1999a-c); Reinicke/Witte (1999); Witte 

et al. (2000); Streck (2001). 



  KLAUS DINGWERTH 

 10

2 Global Governance und Demokratie 

„What is Global Governance?“ hat Lawrence S. Finkelstein (1995) einen seiner 

Aufsätze überschrieben. Die Frage hat ihre Berechtigung. Während viel und gerne über 

globale Ordnungspolitik, Weltordnungspolitik oder eben Global Governance2 geredet 

wird, entbehrt, was mit diesen Begriffen gemeint ist, nicht selten der gewünschten 

Klarheit: „‚Global Governance’ appears to be virtually anything“ (Finkelstein 1995: 

368). Gleich, ob man unter dem Begriff der Global Governance ein Forschungspro-

gramm, dessen Gegenstand oder aber ein politisches Programm versteht: Fragen de-

mokratischen Regierens spielen in allen drei Begriffsverständnissen eine Rolle.3 Wo 

Global Governance als politisches Programm verstanden wird, ist die Forderung nach 

mehr Demokratie häufig zentral. So erkennt die Commission on Global Governance 

(1995: xiv) eine Notwendigkeit „to weave a tighter fabric of international norms, ex-

panding the rule of law world-wide and enabling citizens to exert their democratic in-

fluence on a global process.“ Die Herausforderung bestehe darin, die Regelung globaler 

Angelegenheiten responsiv gegenüber den Interessen aller Betroffenen zu gestalten und 

zu diesem Zweck zivilgesellschaftlichen Organisationen innerhalb des UN-Systems eine 

größere Bedeutung beizumessen (Commission on Global Governance 1995: xvii). Inklu-

sion und Partizipation zählen auf diese Weise zu den Schlagworten, unter welche die 

Kommission die Suche nach einer gelungenen Global Governance-Architektur stellt: 

„The vision of global governance can only flourish [...] if it is based on a strong com-

mitment to principles of equity and democracy grounded in civil society“ (Commission 

on Global Governance 1995: 6). Während sich die Kommission für eine Demokratisie-

rung der internationalen Politik ausspricht (Commission on Global Governance 1995: 

66), wird – abgesehen von ihren Vorschlägen zur Reform des Sicherheitsrats und der 

Generalversammlung (Commission on Global Governance: 233-250) – jedoch nur sel-

ten deutlich, was unter einer solchen Demokratisierung konkret zu verstehen ist, und 

wie sie zu erreichen sein könnte.4 Im Gegensatz dazu enthält die Debatte um eine UN-

Reform eine Reihe konkreter Vorschläge.5 Da auch ihnen häufig ein demokratietheore-

tisches Fundament fehlt, können aber auch sie keine Gesamtkonzeption einer demo-

kratischen Global Governance vermitteln. 

 

 
2  Die deutschen Übersetzungen des – auch im englischen Sprachgebrauch nicht klar umrissenen – Go-

vernance-Begriffs geben den Kern des Konzepts nur unscharf wieder. So scheint der Begriff der Ord-
nungspolitik vergleichsweise eng, und auch “Steuerung” trifft die Bedeutung nicht ganz. Im folgenden 
wird daher der englische Begriff verwendet (vgl. hierzu auch Mürle 1998: 3-7). 

3  Für einen Überblick über verschiedene Konzepte der Global Governance vgl. Mürle (1998). 
4  Ähnlich verhält es sich mit anderen politischen Statements. So macht sich beispielsweise auch der 

ehemalige Generalsekretär der Vereinten Nationen Boutros Boutros-Ghali (1995: 10) für eine Demo-
kratisierung der internationalen Politik stark, wenn er schreibt, dass “[a] multiplicity of actors – such 
as the media, NGOs, parliamentarians, and international lawyers – have indispensable roles to play. 
Acting at various levels of the international system, they are all mechanisms for democracy.” Die darauf 
folgenden Erläuterungen zu diesen Rollen (Boutros-Ghali 1995: 10f) bleiben jedoch äußerst vage und 
lassen kaum Schlussfolgerungen zu, wie eine Demokratisierung Gestalt annehmen könnte. 

5  Für jüngere Beiträge vgl. u. a. Alger (1999); Commission on Global Governance (1995); South Centre 
(1996); für eine Kritik der Debatte vgl. auch Childers (1997). 
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Fragen der demokratischen Legitimation sind darüber hinaus auch Bestandteil 

des Forschungsprogramms Global Governance. Dort kommen sie vor allem im Bezug 

auf die Ordnungsdimension von Global Governance zum Tragen. Die Schwierigkeiten, 

ein klares Verständnis dessen zu erlangen, worin eine Demokratisierung bestehen 

könnte, treten auch hier offen zu Tage: „the challenge of democratization is present, but 

difficult to articulate, especially in relation to specific policy implications“ (Falk 1995: 

132). Entsprechend fallen die Antworten auf Fragen der demokratischen Legitimation 

innerhalb der Global Governance-Debatte äußerst unterschiedlich aus. Während einige 

Autoren von einem substanziellen Demokratiebegriff ausgehen und auf eine Transfor-

mation bestehender Machtstrukturen und eine Gegenbewegung zu den dominanten 

marktwirtschaftlichen Steuerungsmechanismen drängen (vgl. Brand et al. 2000; Falk 

1995), setzen Vertreter eines eher formalen Demokratiebegriffs auf Verbesserungen 

bestehender Verfahren (vgl. unten: Abschnitt 4.1.3). Während ein Teil der Beobachter 

in einer stärkeren Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure eine Demokratisierung 

(Willetts 2000: 207f) oder zumindest das Potenzial für eine solche sieht (Gorden-

ker/Weiss 1996), sehen andere deren Rolle eher kritisch (Schmidt/Take 1997).6 Und 

während schließlich die eine Seite Demokratisierung durch Dezentralisierung (Falk 

1995; Rosenau 1998) oder Entflechtung (Scharpf 1993) zu erreichen sucht, setzen ande-

re auf eine globale Ethik (Commission on Global Governance 1995), eine globale Zivil-

gesellschaft (Archibugi 1998: 222; Barber 2000) oder eine Weltrepublik (Lutz-

Bachmann/Bohman 2002). Insgesamt macht die Diskussion deutlich, dass hinsichtlich 

eines eindeutigen und kohärenten Konzepts demokratischen Regierens jenseits des 

Nationalstaats noch einiger Klärungsbedarf besteht. 

3 Globale Politiknetzwerke und ihre demokratische 
Legitimation: der Anspruch 

In diesem Zusammenhang versteht sich der Ansatz globaler Politiknetzwerke 

explizit als ein Beitrag zur Global Governance-Debatte (Reinicke 1999a: 291f., Reini-

cke/Witte 1999: 355). Globale Politiknetzwerke werden definiert als themenspezifische, 

idealerweise trisektorale – d. h. staatliche, wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche 

Akteure umfassende – Netzwerke, in denen die Beteiligten eine gemeinsame Lösung 

für ein transnationales Problem suchen, das keiner der drei Sektoren alleine zu lösen 

vermag. Sie entstehen in der Regel unabhängig voneinander als mehr oder weniger 

spontane Reaktion der betroffenen Akteure auf ein spezifisches Problem (Reini-

cke/Deng 2000: xi). Die internationale Kampagne gegen Landminen (Peters 1999), die 

globale Initiative Roll Back Malaria (van Ballegoyen 1999) oder die Weltstaudamm-

kommission sind Beispiele für solche Netzwerke. Die Fallstudien, die im Rahmen des 

 

 
6  Für einen konstruktiven Vorschlag zu einer legitimeren Einbindung nichtstaatlicher Akteure vgl. Bier-

mann (2001: 330ff). 
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UN Vision Project on Global Public Policy Networks entstanden sind, zeigen dabei zum 

einen die weite Verbreitung und Diversität von globalen Politiknetzwerken.7 Zugleich 

weist diese Vielfalt jedoch auch auf eine gewisse Unschärfe des Begriffs hin. So werden 

transnationale Advocacy-Netzwerke8 ebenso unter dem Begriff der globalen Politik-

netzwerke diskutiert wie bisektorale Beziehungen zwischen wirtschaftlichen und zivil-

gesellschaftlichen Akteuren (vgl. Hohnen 1999; Reinicke/Deng 2000). Neben dem 

Politikfeld und ihrer Zusammensetzung unterscheiden sich globale Politiknetzwerke 

jedoch vor allem in ihren Funktionen. Allgemein schreiben die Autoren den untersuch-

ten Netzwerken sechs unterschiedliche Funktionen zu: (1) Agenda-Setting, (2) das Aus-

handeln von Standards und Regeln; (3) das Sammeln bzw. die Verbreitung von Wissen; 

(4) die Schaffung bzw. Vertiefung von Märkten, (5) die Implementation existierender 

multilateraler Abkommen und (6) den Abbau des Partizipationsdefizits der inter- bzw. 

transnationalen Politik. Einzelne Netzwerke können dabei eine oder mehrere dieser 

Funktionen ausüben (vgl. Reinicke/Deng 2000: 27-64). 

Eine der zentralen Thesen des Ansatzes globaler Politiknetzwerke ist, dass die 

Institution die Legitimation inter- bzw. transnationalen Regierens zu erhöhen vermag. 

In diesem Zusammenhang sind insbesondere solche Netzwerke von Interesse, in denen 

die beteiligten Akteure über allgemein verbindliche Regeln und Standards verhandeln. 

Die Ausführungen zu Fragen der Legitimation globaler Politiknetzwerke folgen hier 

jedoch insgesamt keinem einheitlichen Legitimationsbegriff. Vielmehr lassen sich ana-

log zur Unterscheidung zwischen Input-, Throughput- und Output-Legitimation9 drei 

unterschiedliche Verwendungen ausmachen. Die Unterscheidung dieser drei Dimensi-

onen – von den Autoren selbst in der Regel nicht berücksichtigt – gibt auch Aufschluss 

darüber, worin der normative Beitrag globaler Politiknetzwerke gesehen wird. 

Auf Seiten der Input-Dimension machen die Autoren geltend, dass globale Poli-

tiknetzwerke dazu beitragen, das Partizipationsdefizit der internationalen bzw. trans-

nationalen Politik abzubauen, wenn beispielsweise auch solchen Gruppen eine Stimme 

gegeben werde, die vormals kein Gehör gefunden hätten (Reinicke 1999c: 45). Das Ar-

gument lautet hier, dass der inklusive und partizipative Ansatz des Modells, d. h. die 

Beteiligung aller Stakeholder10 oder zumindest aller Sektoren auf einer repräsentativen 

Grundlage (Witte et al. 2000: 180) die Legitimation des Regierens erhöhe. Hier ist die 

 

 
7  Der Großteil des Wissens über globale Politiknetzwerke geht auf das UN Vision Project on Global Pub-

lic Policy Networks zurück. Einen Überblick bieten die Website (www.globalpublicpolicy.net) und der 
Abschlussbericht des Projekts (Reinicke/Deng 2000). 

8  Zu transnationalen Advocacy-Netzwerken vgl. Keck und Sikkink (1998); vgl. auch Risse et al. (1999). 
9  Zürn stellt diese drei Dimensionen als Dimensionen eines komplexen Demokratiebegriffs vor. Auf der 

Ebene der Input-Dimension wird gefragt, wer entscheidet. Throughput bezieht sich auf die prozedurale 
Ebene, d.h. die Frage, auf welche Art und Weise entschieden wird. Die Output-Dimension fragt nach 
der Effektivität des Entscheidungsverfahrens bzw. der inhaltlichen Qualität der Entscheidung (vgl. 
Zürn 1998b: 233-236). 

10  Für eine Definition des Stakeholder-Begriffs vgl. Hemmati (2002: 2): “Stakeholders are those who have 
an interest in a particular decision, either as individuals or representatives of a group. This includes 
people who influence a decision, or can influence it, as well as those affected by it.” 
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Möglichkeit des self-government bzw. des „ownership of the process by those with a 

stake in the outcome“ (Witte et al. 2000: 181) als zentrales Element demokratischer 

Legitimation angesprochen.11 So werden globale Politiknetzwerke letztlich als Versuch 

gesehen, durch einen Dialog der Betroffenen ein globales öffentliches Interesse und die 

besten Wege zu seiner Erreichung zu bestimmen (Reinicke 1999c: 51). Die Anforderun-

gen, die insbesondere der Anspruch der Inklusivität an die Wirklichkeit globaler Poli-

tiknetzwerke stellt, werden dabei nicht übersehen (vgl. Reinicke/Deng 2000: 77-89; 

Reinicke 1999c: 55). Gelingt es, den hohen Anforderungen gerecht zu werden und pri-

vatwirtschaftliche wie zivilgesellschaftliche Akteure einzubinden, ist der Gewinn zwei-

fach: „Not only do I believe that the inclusion of those actors actually makes for a better 

public policy, because they have better information, but it also introduces an element of 

democratic control by engaging them in the making of these policies“ (Reinicke in Bak-

ker/Gruijters 1998: 59f). 12 

Auf Seiten der Throughput-Dimension werden zwei weitere Aspekte einer ge-

steigerten Legitimation geltend gemacht. Zum einen sollen globale Politiknetzwerke für 

eine erhöhte Transparenz der Meinungs- und Willensbildung auf globaler Ebene sor-

gen (Witte et al. 2000: 178). Zum anderen wird auf die Wirkung des kommunikativen 

Handlungsmodus innerhalb der Netzwerke verwiesen. Die Netzwerke dienten als Fo-

rum (Benner/Reinicke 1999: 25), in welchem mehr Argumentieren (arguing) und we-

niger Verhandeln (bargaining) den Beteiligten die Möglichkeit eröffneten, ihre Interes-

sen im gemeinsamen Kommunikationsprozess neu zu definieren (Witte et al. 2000: 

178).13 Auch hier ist neben der Throughput-Dimension die Output-Dimension der Legi-

timation angesprochen, wenn durch einen solchen Kommunikationsprozess bessere 

Entscheidungen zu erwarten sind. 

Auf der Ebene der Output-Legitimation schließlich werden die Effektivität und 

Effizienz globaler Politiknetzwerke in der Problemlösung ins Feld geführt. Darüber 

hinaus könnten globale Politiknetzwerke Handlungsspielraum für den Nationalstaat 

zurückgewinnen und somit dazu beitragen, „[to empower] those that constitute the real 

basis of legitimate and accountable global governance“ (Witte et al. 2000: 187). Drit-

tens verweist Reinicke (1999b: 41) darauf, dass globale Politiknetzwerke langfristig 

auch zur Schaffung einer transnationalen Gemeinschaft beitragen und somit die Vor-

 

 
11  Inklusion wird jedoch auch für die Output-Dimension als wichtig erachtet; vgl. Witte et al. (2000: 181): 

“exclusion of any important stakeholder from the process could endanger the entire negotiation proc-
ess.” 

12  Die Gegenposition vertritt Marina Ottaway (2001: 266): “[D]espite the claims that tripartite agree-
ments will introduce greater democracy in the realm of global governance, it is doubtful that close co-
operation between essentially unrepresentative organizations – international organizations, unac-
countable NGOs, and large transnational corporations – will do much to ensure better protection for, 
and better representation of, the interests of populations affected by global policies.” Vgl. auch Nölke 
(2000: 354-356). 

13  Zu Argumentieren (arguing) und Verhandeln (bargaining) als Handlungsmodi in der internationalen 
Politik vgl. Risse (2000); Saretzki (1996). 
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aussetzungen für eine demokratische Legitimation des Regierens jenseits des National-

staats verbessern können. 

In der Summe wird deutlich, dass die Befürworter globaler Politiknetzwerke ih-

re These, die Institution könne einen wichtigen Beitrag zur Steigerung der demokrati-

schen Legitimation inter- bzw. transnationalen Regierens leisten, auf allen drei 

genannten Ebenen vertreten. Da die unterschiedlichen Ebenen jedoch nicht oder nur 

kaum thematisiert werden, fällt die theoretische Begründung nicht zufriedenstellend 

aus. Da auch die Fallstudien nur wenige Anhaltspunkte bieten, hängt die These einer 

erhöhten Legitimation durch globale Politiknetzwerke weitgehend in der Luft, und es 

bleibt letztlich offen, vor welchem Demokratieverständnis sie Bestand haben kann. Um 

diese Frage zu beantworten, skizziert Abschnitt 4.1 drei mögliche Begriffsverständnisse, 

die der anschließenden Untersuchung der World Commission on Dams (Abschnitt 4.2) 

zugrunde gelegt werden. 

4 Globale Politiknetzwerke und ihre demokratische 
Legitimation: analytischer Rahmen und empirische 
Befunde 

4.1 Analytischer Rahmen: Modelle und Dimensionen demokratischen 
Regierens jenseits des Nationalstaats 

Wie lässt sich demokratisches Regieren auch jenseits des Nationalstaats kon-

zeptualisieren? Während häufig betont wird, dass sich das Begriffsverständnis ebenso 

wenig wie das Institutionengefüge eins zu eins vom Nationalstaat auf die transnationale 

Ebene übertragen lässt, bleibt meist unklar, welche Alternativen bestehen. Allen be-

grifflichen Widrigkeiten zum Trotz haben sich in den vergangenen Jahren einige Auto-

ren daran versucht, Demokratie auch jenseits des Nationalstaats zu denken. Verschie-

dene Modelle gewichten dabei die verschiedenen Dimensionen des Demokratiebegriffs 

unterschiedlich. In der Literatur zu Fragen demokratischen Regierens jenseits des Na-

tionalstaats kann grob zwischen drei Arten von Entwürfen unterschieden werden: Die 

kosmopolitische Demokratie stellt insbesondere, aber nicht ausschließlich, auf die Di-

mension demokratischer Selbstbestimmung ab.14 Mehrebenen- bzw. Kopplungsmodelle 

betonen dagegen vor allem Aspekte der demokratischen Kontrolle.15 Deliberative De-

 

 
14  Vgl. Archibugi (1998); Archibugi und Held (1995); Archibugi; Held und Köhler (1998); Held (1995a, 

1995b, 1997, 2000); Held et al. (1999). Für einen guten Überblick vgl. auch Melchior (1999). In wesent-
lichen Punkten nähert sich darüber hinaus auch der weltrepublikanische Ansatz Otfried Höffes dem 
kosmopolitischen Modell an; vgl. hierzu Höffe (1999, 2002), Maus (2002) und die weiteren Beiträge in 
Lutz-Bachmann/Bohman (2002). 

15  Vgl. z.B. Rosenau (1998); Zürn (1998a, 1998b, 2000); Benz (1998a, 1998b). Für eine Kritik vgl. 
Schmalz-Bruns (1999). 
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mokratiemodelle schließlich zielen insbesondere auf die Dimension einer diskursiven 

Meinungs- und Willensbildung ab.16 Demokratische Selbstbestimmung, demokratische 

Kontrolle und diskursive Meinungs- und Willensbildung benennen dabei zwar unter-

schiedliche Dimensionen des Demokratiebegriffs und spiegeln überdies die unter-

schiedlichen Gewichtungen der oben diskutierten Ansätze wider. Andererseits sind sie 

jedoch keineswegs unabhängige Kategorien, sondern setzen sich vielmehr an einigen 

Stellen gegenseitig voraus oder verstärken einander. Als Beitrag zu einer Demokratisie-

rung können solche Institutionen verstanden werden, die auf der einen oder anderen 

Ebene zu Verbesserungen führen, ohne die Bedingungen auf einer anderen zu ver-

schlechtern. Bei gegenläufigen Tendenzen bleibt nur der Versuch einer qualitativen 

Abwägung. 

KOSMOPOLITISCHE DEMOKRATIE: DEMOKRATISCHE SELBSTBESTIMMUNG 

Das Prinzip demokratischer Gleichheit rückt, wenn es auf der globalen Politik-

ebene betrachtet wird, vor allem Fragen der Nord-Süd-Beziehungen in den Mittel-

punkt.17 Was der abstrakte Grundsatz auf der theoretischen Ebene im Einzelnen for-

dert, ist dabei umstritten. Die Kernfrage lautet, wer an welchen politischen Prozessen 

wie partizipiert/partizipieren soll bzw. wer innerhalb welcher politischen Prozesse wen 

und auf welche Weise repräsentiert/repräsentieren soll. Im Einzelnen geht es um die 

Fragen: Wer entscheidet auf welche Weise über Themen und Verfahren politischer Wil-

lensbildung? Wie werden die Bezugsgruppen von politikbereichsspezifischer Willens- 

und Entscheidungsfindung bestimmt (vgl. Schmalz-Bruns 1999: 221-223)? Welche Rol-

le spielt die Verbesserung der Partizipationsfähigkeit von weniger organisierten bzw. 

von benachteiligten Gruppen? 

Insbesondere – aber keineswegs ausschließlich – das Modell der kosmopoliti-

schen Demokratie stellt Fragen der Partizipation an die erste Stelle. Eine Demokratie 

muss demzufolge zumindest die Bedingungen dafür schaffen, dass ihre Bürger sich 

aktiv beteiligen können (Held 1995a: 190). Auf die Frage, wer am Zustandekommen 

politischer Entscheidungen beteiligt sein soll, hat die kosmopolitische Demokratie eine 

entsprechende Antwort parat: die Betroffenen. Folglich rückt das Problem der Bestim-

mung der jeweils relevanten Bezugsgruppe (relevant community) in den Mittelpunkt 

(vgl. Held 1995a: 18). 

Darüber hinaus wird das Prinzip der politischen Gleichheit weiter spezifiziert 

als „equal ‚access’ or ‚availability’ of political influence within the process of deliberati-

on and decision-making“ (Bohman 1999: 502). Als Adressaten des Prinzips werden in 

 

 
16  Zum Konzept der deliberativen Demokratie vgl. u.a. Cohen (1989); Elster (1998); Habermas (1994, 

1996) und Bohman/Rehg (1997). Für eine Anwendung auf die inter- bzw. transnationale Politikebene 
vgl. Schmalz-Bruns (1999); Wolf (2000, 2002). 

17  Die Darstellung der Modelle und Dimensionen demokratischen Regierens in den folgenden Abschnit-
ten ist stark vereinfacht und dient lediglich als Skizze. Für eine umfassendere Diskussion vgl. Ding-
werth (2002). 
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der Regel Individuen (Archibugi 1998: 211f), an anderer Stelle aber auch Staaten ge-

nannt (vgl. Bienen et al. 1998; Höffe 2002). Die kosmopolitische Demokratie erkennt 

an, dass der gleiche Zugang in der Realität durch eine Fülle ungleicher Machtverteilun-

gen behindert wird (vgl. Held 1995a: 159-188). Um der asymmetrischen Verteilung des 

Zugangs zu politischem Einfluss entgegen zu wirken, schlägt sie vor, den Zugang zu 

globalen Öffentlichkeiten rechtlich zu institutionalisieren (Bohman 1999: 513). Demok-

ratie wird letztlich durch eine Summe individueller demokratischer Rechte definiert: 

„democracy must be understood as a continuum across which particular rights within 

clusters will be more or less enforced, and different right clusters will be more or less 

entrenched“ (Held 1995a: 191). Auf der globalen Ebene setzt die kosmopolitische De-

mokratie entsprechend vor allem auf eine Stärkung des Völkerrechts. 

PLURALISTISCHE MEHREBENENMODELLE: DEMOKRATISCHE KONTROLLE 

Neben der Idee der kollektiven Selbstbestimmung umfasst der Demokratiebeg-

riff auch die Dimension der demokratischen Kontrolle. Eine Operationalisierung kann 

hier unter anderem auf die politische Verantwortlichkeit (accountability) der Reprä-

sentanten gegenüber den Repräsentierten abstellen. Anders als auf der nationalen E-

bene lässt sich eine solche Verantwortlichkeit jenseits nationalstaatlicher Politik man-

gels gewählter Mandatsträger jedoch nicht durch direkte Wahl bzw. Abwahl institutio-

nalisieren. Verstärkt wird das Problem demokratischer Kontrolle zudem durch lange 

Legitimationsketten, die auch eine indirekte (Ab-)Wahl erschweren. Umso stärker rü-

cken Aspekte der Transparenz von Willensbildungsprozessen, des Zugangs zu Informa-

tionen und einer funktionierenden Öffentlichkeit in den Vordergrund. Um diese Fragen 

bauen insbesondere – aber auch hier keineswegs ausschließlich – pluralistische Mehr-

ebenenmodelle ihre Konzeption demokratischen Regierens jenseits des Nationalstaats 

auf. 

Am deutlichsten wird dies im Entwurf vom James N. Rosenau (1998: 40-47), 

der eine effektive demokratische Kontrolle vor allem in der Disaggregation von Macht 

zwischen einer Vielzahl von Machtzentren und Akteuren erblickt. Deutlich komplexer 

ist die Konzeption von Wolfgang Benz (1998a: 358f), der für eine Funktionsdifferenzie-

rung zwischen den Arenen der (inter)gouvernementalen Repräsentation (Initiative und 

Ausführung), der parlamentarischen Repräsentation (Entscheidung und Kontrolle) und 

der assoziativen Repräsentation (Interessenvermittlung) plädiert. Vermittlungsstruktu-

ren zwischen den verschiedenen Arenen sollen hier mögliche Effektivitätsverluste auf-

fangen. Vor allem bei Benz wird auch Repräsentation in erster Linie unter dem Blick-

winkel der Kontrolle betrachtet. Die Herstellung von Öffentlichkeit ist aus dieser Per-

spektive eine zentrale Voraussetzung dafür, dass sich die Kommunikations- und Kon-

trollmöglichkeiten der Repräsentierten gegenüber den Repräsentanten verbessern las-

sen (Benz 1998a: 357f.). In Zürns Diskussion demokratischen Regierens jenseits des 

Nationalstaats spielen Transparenz und Verantwortlichkeit politischer Verfahren 

schließlich ebenfalls eine zentrale Rolle. So sieht Zürn (1998b: 244) in der Verkürzung 
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der Legitimationsketten ein mögliches Instrument einer Demokratisierung. Insgesamt 

stehen in Zürns Entwurf „komplexen Weltregierens“ Aspekte der demokratischen Kon-

trolle jedoch gleichberechtigt neben Elementen demokratischer Selbstbestimmung und 

der Schaffung einer kollektiven Identität als Voraussetzung für diskursive Verfahren 

der Meinungs- und Willensbildung (vgl. Zürn 1998a). 

DELIBERATIVE DEMOKRATIE: DISKURSIVE STRUKTUR DER MEINUNGS- UND 

WILLENSBILDUNG 

Die zentrale Ebene der deliberativen Demokratietheorie ist die diskursive Struk-

tur der Meinungs- und Willensbildung. Auch hier lassen sich Kriterien angeben, an 

denen eine Verbesserung dieser Komponente demokratischen Regierens festgemacht 

werden kann. Eine reale Annäherung an das Ideal deliberativer Demokratiemodelle 

kann sich insbesondere an Kriterien der Universalität, der Rationalität und der Re-

ziprozität orientieren. Das Kriterium der Universalität verlangt, dass keine Barrieren 

bestehen, die bestimmte Personen oder Personengruppen systematisch von den Bera-

tungen ausschließen. Ein zweiter Indikator ist der Grad der Partizipation – gehen die 

Beratungen über die Verhandlungen zwischen Eliten hinaus und gibt es Organisatio-

nen, mittels derer eine kritische Öffentlichkeit ihre Meinungen einbringen kann? – und 

des politischen Interesses auf Seiten der Betroffenen (Chambers 1996: 197-202). Das 

Kriterium der Rationalität fragt zweitens, wie ein Konsens zustande kommt bzw. wel-

che Rolle Machtfaktoren im deliberativen Verfahren spielen. Bei der Bestimmung der 

Variablen stellen sich aufgrund der Komplexität und Internalität von Kommunikati-

onsprozessen unweigerlich methodische Probleme ein (Chambers 1996: 203-205; 

Schmalz-Bruns 1995: 247). Ob eine Zustimmung autonom erfolgt oder nicht, können 

letztlich nur die Teilnehmer selbst beurteilen. Angesichts dieser Schwierigkeiten be-

steht die einzige Möglichkeit einer näherungsweisen Bestimmung darin „to become 

aware of the distortions in communication and discourse, which could be produced by 

these influences“ (Chambers 1996: 203). Das Kriterium der Reziprozität fragt drittens, 

inwieweit sich Respekt und Unparteilichkeit in einem Diskurs manifestieren bzw. in-

wieweit die Teilnehmer die Beratungen verständigungsorientiert – und nicht etwa stra-

tegisch – angehen. Als Indikatoren können hier die Konsistenz der Argumentation, die 

Konsistenz von Argumentation und Handeln, die Kohärenz der Argumentation, die 

Anerkennung des moralischen Status entgegengesetzter Ansichten, die Bereitschaft, 

eigene Positionen zu überdenken (disposition to openness) und eine Annäherung an 

die Beratungen aus der Perspektive einer möglichen Einigung herangezogen werden 

(Chambers 1996: 207-211). 

Die drei skizzierten Ansätze demokratischen Regierens und ihre Operationali-

sierung sind in Tabelle 1 zusammenfassend dargestellt. 
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Tabelle 1: Dimensionen und Kriterien demokratischen Regierens 
   jenseits des Nationalstaats 

 Kosmopolitische  
Demokratie 

Pluralistische 
Mehrebenenmodelle 

Deliberative Demokratie 

zentrale Dimension demokratische Selbstbe-
stimmung 

demokratische 
Kontrolle 

diskursive Meinungs- und 
Willensbildung 

Kriterien - Bedingungen für akti-
ve Teilnahme der Bür-
ger 

- Beteiligung aller Be-
troffenen 

- gleiche Zugangschan-
cen 

- Verwirklichung demo-
kratischer Rechte 
(democratic public 
law) 

- Disaggregation von 
Macht 

- Transparenz 
- Verantwortlichkeit der 

Repräsentanten ge-
genüber den 
Repräsentierten 

- Universalität 
- Rationalität 
- Reziprozität 

 

Im Anschluss an die Unterscheidung zwischen demokratischer Selbstbestim-

mung, demokratischer Kontrolle und diskursiver Meinungs- und Willensbildung kön-

nen nun verschiedene Institutionen im Hinblick auf ihr Verhältnis zu diesen Dimensi-

on demokratischen Regierens untersucht werden. Der folgende Abschnitt führt diese 

Untersuchung für die Institution globaler Politiknetzwerke am Beispiel der World 

Commission on Dams durch und fragt, welche Erfolge die Kommission vorweisen kann 

und an welchen Stellen Defizite bestehen. 

4.2 Empirische Befunde: zur demokratischen Legitimation der World 
Commission on Dams 

In den zwei Jahren ihrer Arbeit hat die World Commission on Dams (WCD) es 

zu Ruhm und Ehre gebracht: Verfechtern von privat-öffentlichen Partnerschaften gilt 

sie als Muster für zukünftige Institutionen, und Regierungen wie Nichtregierungsorga-

nisationen stimmen in das Loblied ein. Mandat, institutionelles Design und Ergebnisse 

der WCD sollen im Folgenden kurz nachgezeichnet werden.18 

Ins Leben gerufen wurde die WCD 1997 von den Teilnehmern eines von der 

Weltbank und der World Conservation Union (IUCN) veranstalteten Workshops im 

schweizerischen Gland (vgl. IUCN/World Bank 1997). Hintergrund des Workshops, zu 

dem die Veranstalter 37 Teilnehmer eingeladen hatten, war die für alle Beteiligten un-

befriedigende Situation um große Dammbauprojekte. Während große Staudämme19 bis 

 

 
18  Die Analyse der empirischen Befunde stützt sich im Folgenden auf die im Internet (www.dams.org) 

und andernorts zugänglichen Primärquellen sowie auf eine Reihe von Sekundärquellen. Unter den Se-
kundärmaterialien erwies sich die umfassende Darstellung des WCD-Prozesses bei Dubash et al. als be-
sonders hilfreich. 

19  Als große Staudämme gelten Dämme mit einer Staumauerhöhe über 15 Meter und Dämme mit einer 
Staumauerhöhe zwischen 10 und 15 Metern und einer oberen Länge über 500 Metern, einer  



Globale Politiknetzwerke und ihre demokratische Legitimation  

 19 

 

Anfang der 70er Jahre als effektive, saubere und weitgehend unbedenkliche 

Instrumente der Energie- und Entwicklungspolitik galten, änderte sich das Bild ab 

Mitte der 70er Jahre. Die Proteste von Umwelt- und Menschenrechtsgruppen wurden 

lauter und fanden in der Öffentlichkeit zunehmend Gehör. Immer öfter gelang es den 

Protestbewegungen, den Bau zu behindern, zu verzögern oder Projekte ganz zu 

stoppen. Die Pattsituation zwischen Dammbauern und Dammgegnern brachte dabei 

für beide Seiten hohe Kosten mit sich. Während Regierungen und private Unternehmer 

kaum noch Großprojekte angehen konnten, mussten auch die Dammgegner einen 

Großteil ihrer Ressourcen in den Kampf gegen die Projekte investieren. Multilaterale 

Entwicklungsbanken wie die Weltbank gerieten vor allem deshalb ins Visier der 

Dammgegner, weil sie bis in die 70er Jahre Hauptgeldgeber für große 

Dammbauprojekte waren (Khagram 1999: 5f.). 

Die Idee von Weltbank und IUCN bestand an dieser Stelle darin, beide Seiten 

bzw. die wichtigsten Stakeholder an einen Tisch zu bringen. Der Gland Workshop hatte 

unter anderem zum Ziel, ein Weltbank-Papier zur Problematik (World Bank 1996) zu 

diskutieren und Leitlinien für eine weitere Untersuchung durch die Weltbank zu erar-

beiten. Die Teilnehmer sprachen sich dann jedoch einstimmig dafür aus, eine unab-

hängige Kommission einzusetzen (IUCN/World Bank 1997: 9-12). Damit griffen sie 

eine frühere Forderung der Dammgegner auf (vgl. Declaration of Curitiba 1997). Als 

Mandat der Kommission legten die Teilnehmer des Workshops fest, dass sie erstens 

einen globalen Überblick der Entwicklungseffektivität (development effectiveness) von 

großen Staudämmen und ihrer Alternativen erstellen und zweitens international akzep-

tierte Standards, Richtlinien und Entscheidungskriterien für Planung, Beurteilung, 

Bau, Überwachung, Operation und Stilllegung großer Staudämme entwickeln solle 

(IUCN/Weltbank 1997: 9f.). Aufbau und Vorgehen der WCD orientierten sich am Man-

dat der Kommission und am Hintergrund der Staudamm-Debatte (vgl. Khagram 1999: 

10-14). Im Zentrum des WCD-Prozesses stand die aus zwölf Mitgliedern bestehende 

Kommission selbst. Sie sollte die globale Inspektion der Entwicklungseffektivität 

durchführen und die zukünftigen Richtlinien entwickeln. Die zwölf Kommissionsmit-

glieder sollten sich dabei zwar nicht als Repräsentanten bestimmter Stakeholder ver-

stehen (vgl. z. B. WCD 1999b: 4). Ihre Auswahl durch eine Interim Working Group 

(IWG) aus Weltbank und IUCN-Personal und einer sogenannten Referenzgruppe aus 

Teilnehmern des Gland Workshops sowie nach dessen Auswahl auch durch den Vorsit-

zenden der Kommission, den südafrikanischen Bildungsminister Kader Asmal, richtete 

sich indes streng nach Kriterien der Repräsentation. Die Kommissare trafen sich wäh-

rend des rund zweijährigen WCD-Prozesses neun mal (WCD 2001b: 4) und nahmen 

darüber hinaus an weiteren Aktivitäten innerhalb des Arbeitsprogramms teil. 

 

 
Überlaufkapazität über 2000m³ oder einem Fassungsvermögen über 1 Mio. m³ (Oud und Muir 1997: 
19). 
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Unterstützt wurde die Kommission von einem Sekretariat in Kapstadt, das zehn 

hauptamtliche Mitarbeiter umfasste. Das Sekretariat arbeitete der Kommission zu und 

organisierte den WCD-Prozess. Darüber hinaus hatte es eine Vermittlerrolle zwischen 

der Kommission und dem WCD-Forum auf der einen und der Kommission und einer 

breiteren Öffentlichkeit auf der anderen Seite. Das WCD-Forum schließlich bestand aus 

knapp 70 weiteren von der WCD eingeladenen Stakeholdern und diente der Kommissi-

on als „sounding board“ (WCD 1999e) für ihre Arbeit. Von diesem machte die Kommis-

sion auf zwei Forum-Treffen in Prag und Kapstadt Gebrauch. Zahlreiche Forumsmit-

glieder erbrachten weitere Leistungen, indem sie beispielsweise Papiere für die WCD 

Knowledge Base kommentierten.20 

Um die Entwicklungseffektivität von großen Staudämmen untersuchen und in-

ternationale Richtlinien für zukünftige Projekte ausarbeiten zu können, benötigte die 

Kommission eine informationelle Grundlage, die sie in Form einer breit angelegten 

Wissensbasis (Knowledge Base) in Auftrag gab. Das Arbeitsprogramm zur Erstellung 

dieser Knowledge Base umfasste acht Fallstudien, drei Länderstudien, 17 thematische 

Berichte zu sozialen, ökologischen, wirtschaftlichen und finanziellen sowie institutio-

nellen Aspekten von Großprojekten, vier öffentliche regionale Konsultationen in Co-

lombo, Sao Paolo, Kairo und Hanoi und einen sogenannten Cross-Check Survey, der 

125 Dämme umfasste. Zusätzlich gingen 947 von Einzelpersonen und Institutionen 

verfasste Papiere bei der Kommission ein (WCD 1999f). Die Knowledge Base der WCD, 

die im Internet zugänglich gemacht wurde (www.dams.org), gilt im Ergebnis als bisher 

umfassendste Untersuchung über die Folgen großer Staudämme. 

Im November 2000 präsentierte die Kommission ihren Abschlussbericht in 

London. In ihrem Bericht kam die Kommission zu dem Schluss, dass die Mehrzahl der 

bisher gebauten 45000 Großstaudämme die in sie gesetzten Erwartungen nicht erfüllt 

bzw. weitaus schädlichere Folgen gehabt hat als bei ihrer Planung vorhergesehen wur-

de. Insbesondere soziale und ökologische Folgen seien bei der Planung häufig nur am 

Rande berücksichtigt worden. Die Gesamtzahl der Umsiedlungen für große Stau-

dammprojekte beziffert der Bericht auf 40 bis 80 Millionen Menschen. In ihren Richt-

linien für die zukünftige Planung orientiert sich die Kommission an bestehenden völ-

kerrechtlichen Regeln und empfiehlt einen Ansatz, der insbesondere auf Rechte und 

Risiken der Betroffenen abstellt. Die Kommission definiert darüber hinaus fünf Kern-

werte, an denen sich zukünftige Projekte ausrichten sollen: Gerechtigkeit (equity), Effi-

zienz, partizipatorische Entscheidungsfindung, Nachhaltigkeit und Verantwortlichkeit 

(accountability). Die Kernwerte schlagen sich in sieben strategischen Prioritäten nie-

 

 
20  Finanziell wurde die WCD von 54 (zwischen-)staatlichen, privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaftli-

chen Geldgebern unterstützt. Das Gesamtbudget der WCD belief sich auf rund 10 Mio. US-Dollar; der 
maximale Anteil eines einzelnen Geldgebers lag unter 12% des Gesamtbudgets. Deutsche Unterstützer 
waren das Bundesministerium für Entwicklung und Zusammenarbeit (BMZ), die Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ), die Kreditanstalt für Wideraufbau (KfW) und Voith Siemens (vgl. 
WCD 2001b: 20f). 
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der, welche die Kommission in Form von 26 Richtlinien weiter konkretisiert (WCD 

2000b). 

Der Bericht der WCD wurde in der Öffentlichkeit überwiegend positiv aufge-

nommen (vgl. Dubash et al. 2001: 101-112). Gelobt wurde insbesondere, dass die 

Kommission überhaupt zu einem gemeinsamen Ergebnis gekommen war. Aber auch 

die inhaltliche Ausrichtung – beispielsweise die Erwähnung der zahlreichen sozialen 

und ökologischen Folgen großer Staudämme und ihrer mangelnden Berücksichtigung 

in vergangenen Projekten – wurde von vielen Seiten begrüßt. Industrieorganisationen 

dagegen bedauerten, dass der Nutzen vieler Staudämme im Bericht der Kommission 

nicht genügend Beachtung gefunden habe. Die Reaktionen der Regierungen schließlich 

fielen unterschiedlich aus. Während vor allem Regierungen aus Industrieländern die 

Empfehlungen begrüßten, wurden aus Entwicklungsländern Stimmen laut, welche die 

aus ihrer Perspektive zu strikten Richtlinien ablehnten und in ihnen eine Gefährdung 

ihrer nationalen Entwicklungspotenziale sahen (vgl. Baur 2001: 26; Dubash et al. 2001: 

111). Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

(BMZ) hat auf nationaler Ebene in Kooperation mit der Deutschen Gesellschaft für 

Technische Zusammenarbeit (GTZ) und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) ein 

Dialogforum errichtet, innerhalb dessen der weitere Umgang mit den Empfehlungen – 

beispielsweise im Zusammenhang mit Exportkreditgarantien – mit den nationalen Sta-

keholdern diskutiert wird (vgl. GTZ 2001). Auf der internationalen Ebene hat sich, 

nachdem sich die Kommission nach der Vorstellung ihres Abschlussberichts aufgelöst 

hat, eine Nachfolgeinstitution unter dem Dach des Umweltprogramms der Vereinten 

Nationen (UNEP) gebildet.21 Während auch hier die Diskussion um das weitere Vorge-

hen in Form eines Multi-Stakeholder-Dialogs fortgesetzt wird, nehmen in der Praxis 

bereits zahlreiche Dammbauer und -betreiber faktisch oder rhetorisch Bezug auf die 

Empfehlungen der Kommission und tragen auf diese Weise zu einer Normentwicklung 

entlang der WCD-Richtlinien bei (Konukiewitz 2002; vgl. auch Development Today 

2001; Thakkar 2001).22 

Die folgenden Abschnitte wenden sich der Frage zu, inwieweit die Normbildung 

durch den WCD-Prozess den Anforderungen an legitimes Regieren jenseits des Natio-

nalstaats entspricht. Dabei werden aufeinander folgend Kriterien der demokratischen 

Selbstbestimmung, der demokratischen Kontrolle und der diskursiven Meinungs- und 

Willensbildung zugrunde gelegt. 

PARTIZIPATION, REPRÄSENTATION UND POLITISCHE GLEICHHEIT 

„It may turn out that what is most memorable about this Commission is that it 

has successfully initiated an inclusive democratic process that has encompassed the 

 

 
21  Für einen Überblick über das Dams and Development Project (DDP) vgl. http://www.unep-dams.org. 
22  Für einen Überblick über weitere nationale Initiativen vgl. WCD (2001b: 18). Einen aktuellen Überblick 

bietet darüber hinaus ebenfalls die Website des DDP. 
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most relevant voices“, hat Richard Falk (1999) im frühen Stadium des WCD-Prozesses 

über die World Commission on Dams sinniert. Welche Stimmen die WCD auf welche 

Weise integriert hat, soll im Folgenden untersucht werden. Die WCD setzte dabei vor 

allem auf zwei Mechanismen, um sich eine möglichst breite Legitimationsbasis zu ver-

schaffen: Zum einen folgte die Besetzung der Kommission und des Forums weitgehend 

dem Prinzip gleichmäßiger Repräsentation der zentralen Stakeholder-Kategorien. Zum 

anderen boten Teile des Arbeitsprogramms Möglichkeiten zur Partizipation verschie-

dener Akteure. 

Angefangen bei dem von IUCN und Weltbank organisierten Workshop zieht 

sich insbesondere das Prinzip der ausgewogenen Repräsentation von Regierungen bzw. 

Regierungsorganisationen, Industrie und Zivilgesellschaft, durch nahezu alle Organe 

der WCD. Neben dem Gland Workshop – hier wurden die Einladungen an die Organi-

sationen bzw. Unternehmen gerichtet, die ihre Repräsentanten anschließend selbst 

auswählten (Dubash et al. 2001: 33) 23 – spielte das Kriterium der ausgewogenen Rep-

räsentation zunächst bei der Auswahl der Kommissare eine zentrale Rolle. Entspre-

chend war die Besetzung der Kommission Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen 

zu Beginn des Prozesses (Dubash et al. 2001: 38f; Scudder 2001: 333f). 

Die Kommission war, als sie ihre Arbeit im Frühjahr 1998 aufnahm, im Hinblick 

auf die identifizierten Stakeholder-Kategorien verhältnismäßig ausgewogen besetzt. 

Mit dem Vorsitzenden Kader Asmal, der Generaldirektorin im chinesischen Ministeri-

um für Wasserressourcen, Shen Guoyi24 und dem Vorsitzenden der australischen Mur-

ray-Darling Basin Commission, Donald Blackmore, enthielt sie drei Mitglieder aus dem 

staatlichen Sektor. Darüber hinaus brachte auch José Goldemberg Erfahrungen als 

ehemaliger Staatssekretär für Wissenschaft und Technologie der brasilianischen Regie-

rung mit in die Kommission ein. Der privatwirtschaftliche Sektor war durch Göran 

Lindahl, Generaldirektor von Asea Brown Boveri Ltd. (ABB) – einem der weltweit größ-

ten im Dammbau tätigen Unternehmen – und durch den ehemaligen Präsidenten der 

International Commission on Large Dams (ICOLD),25 den Niederländer Jan Veltrop, 

vertreten. Zivilgesellschaftliche Mitglieder schließlich waren die Vorsitzende von Ox-

fam International, Judy Henderson, Joji Cariño als Vertreterin der Tebtebba Foundati-

on, International Centre for Indigenous Policy, Research and Education, Deborah Moo-

re von Environmental Defense und Medha Patkar, die die indische Bewegung zur Ret-

 

 
23  Dubash et al. (2001: 31) berichten, dass die Einbeziehung aller Parteien eine Grundbedingung der 

IUCN an eine gemeinsame Ausrichtung des Workshops mit der Weltbank gewesen sei. 
24  Shen Guoyi trat nach einem Jahr aus der Kommission zurück. Offiziell wurden gesundheitliche Gründe 

für den Rücktritt genannt. Da die chinesische Regierung keinen anderen Vertreter vorschlug, liegt die 
Vermutung nahe, dass politische Hintergründe ausschlaggebend waren. Die chinesische Regierung 
stand der Kommission zunehmend skeptisch gegenüber und befürchtete negative Folgen für Großpro-
jekte wie den Drei-Schluchten-Damm (vgl. Dubash et al. 2001: 42). 

25  ICOLD fungiert als Interessenverband der im internationalen Dammbau tätigen Industrieunterneh-
men. Veltrop ersetzte den zunächst für den Posten vorgesehenen ehemaligen ICOLD-Präsidenten, 
Wolfgang Pircher, der sein Amt nach nur kurzer Tätigkeit für die Kommission abgab (Dubash et al. 
2001: 42). 
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tung des Narmada-Flusses (Struggle to Save the Narmada River) anführte. Komplet-

tiert wurde die Kommission durch den Anthropologen Thayer Scudder, der wie José 

Goldemberg eher als Experte denn als Vertreter einer der drei Stakeholder-Kategorien 

einzuordnen ist, und durch den stellvertretenden Kommissions-Vorsitzenden Lakhsmi 

Chand Jain, der zu Beginn der Kommission noch als indischer Hochkommissar in Süd-

afrika diente und Erfahrungen als Mitglied der Planungskommissionen mehrerer indi-

scher Bundesstaaten sowie als Vorsitzender einer privaten Politikberatungsagentur 

mitbrachte.26 Achim Steiner, der Generalsekretär der WCD, gehörte der Kommission 

als Ex-officio-Mitglied an und nahm als solches ebenfalls an den Beratungen teil (vgl. 

WCD 1999b: 2f.). 

Während das knapp 70 Organisationen umfassende WCD-Forum ebenfalls ent-

lang der zentralen Stakeholder-Gruppen organisiert war (vgl. Dubash et al. 2001: 46f.), 

folgte die Zusammensetzung des Sekretariats weniger dem Kriterium der ausgewoge-

nen Repräsentation als der Professionalität (Dubash et al. 2001: 44ff.). Das Sekretariat 

hatte, unter anderem als zentrale Schaltstelle zwischen den verschiedenen Organen, 

einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf die Gestaltung des WCD-Prozesses (Du-

bash et al. 2001: 68f.). 

Im Arbeitsprogramm zur Erstellung der Knowledge Base bestand eine weitere 

Möglichkeit, insbesondere auch Stakeholder auf der lokalen Ebene an der Arbeit der 

Kommission zu beteiligen. Dubash et al. (2001: 56) machen hier geltend, dass insbe-

sondere zu Beginn des WCD-Prozesses jedoch die notwendige Öffentlichkeit gefehlt 

habe, um die Diskussion über das Arbeitsprogramm auf einen breiteren Stakeholder-

Kreis auszuweiten. Zwar stellte das Sekretariat Entwürfe auf der Website der WCD zur 

Verfügung und lud zu Kommentaren ein. Da das Internet-Forum jedoch noch wenig 

bekannt gewesen sei, seien die Kommentare häufig aus Netzwerken mit einer Verbin-

dung zu Mitarbeitern der WCD gekommen. Die Beteiligung durch die Stakeholder sei 

erst angestiegen, nachdem der Rahmen der Knowledge Base bereits abgesteckt gewe-

sen sei. Auch zu späteren Zeitpunkten hätten die Ressourcen gefehlt, um die öffentli-

chen Eingaben (submissions) für die Arbeit der Kommission in größerem Umfang 

nutzbar zu machen (Dubash et al. 2001: 66). 

Innerhalb des Arbeitsprogramms sahen insbesondere die Fall- und Länderstu-

dien, einige der thematischen Studien und schließlich die regionalen Konsultationen 

partizipative Komponenten vor. In den acht Fallstudien sollte die Beteiligung durch die 

Stakeholder durch jeweils zwei Treffen vor Ort gewährleistet werden. In einem ersten 

Treffen sollten die lokalen Stakeholder die Möglichkeit bekommen, das Design der 

Fallstudie zu diskutieren und auf eventuelle Mängel hinzuweisen. Das zweite Treffen 

sollte dieselbe Leistung im Hinblick auf die vorläufigen Ergebnisse der Studie erbrin-

 

 
26  Die indische Regierung betrachtete dennoch beide indischen Kommissionsmitglieder als der Gruppe 

der Staudammgegner zugehörig. Entsprechend gering fiel die Beteiligung der Regierung am WCD-
Prozess aus (vgl. Dubash et al. 2001: 43). 
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gen (WCD 1999g). Während einige Fallstudien zeigen, dass die Möglichkeit, Erfahrun-

gen einer großen Bandbreite lokaler Stakeholder einzubeziehen, durchaus genutzt wur-

de (vgl. Soils Incorporated Pty/Chalo Environmental and Sustainable Development 

Consultants 2000; WCD 1999a), fiel die Beteiligung in anderen Fällen geringer aus 

(Norwegian Institute for Nature Research/Eastern Norway Research Institute 2000). 

In den thematischen Studien beschränkten sich die partizipativen Komponen-

ten weitgehend auf vereinzelte Befragungen der Stakeholder durch die jeweiligen Study 

Teams (Resolve Inc. et al. 2000), die Einbeziehung öffentlicher Eingaben (Cropper et 

al. 2000; Sadler et al. 2000) und – wie bei allen Produkten der Knowledge Base – auf 

umfangreiche Begutachtungsverfahren durch Forum-Mitglieder, externe Berater und 

andere bei der WCD eingereichte Kommentare (vgl. WCD 1999i). Zwei der themati-

schen Studien nutzten darüber hinaus die Möglichkeit von Internet-Konferenzen (Ayl-

ward et al. 2001; Sadler et al. 2000).27 Schließlich blieben die vier regionalen Konsulta-

tionen als weiterer Ansatzpunkt für eine Beteiligung einer erweiterten Stakeholder-

Basis. Die Konsultationen ermöglichten es den Mitgliedern der Kommission, unter-

schiedliche regionale Perspektiven kennen zu lernen. Eine Auswahl der Beiträge traf 

das WCD-Sekretariat, wobei auch hier darauf geachtet wurde, dass die drei Sektoren 

gleichmäßig vertreten waren. Reisekosten konnten für die Vortragenden erstattet wer-

den, nicht jedoch für weitere Teilnehmer. Die Treffen waren in der Regel stark struktu-

riert und ermöglichten nur einen begrenzten Austausch von Argumenten (vgl. Dubash 

et al. 2001: 81-84; WCD 1998, 1999c, 1999d, 2000c). 

In der Summe lässt sich sagen, dass es der WCD durch die genannten Instru-

mente durchaus gelungen ist, eine vergleichsweise große Bandbreite an Stakeholdern 

für den Prozess zu mobilisieren und auch solchen Interessen Gehör zu verschaffen, die 

andernorts häufig an den Rand gedrängt werden. Neben der Möglichkeit zur aktiven 

Beteiligung verlangt das Prinzip der demokratischen Selbstbestimmung jedoch auch, 

dass die Betroffenen über gleiche Zugangschancen verfügen. Hier treten zwei zentrale 

Mängel des WCD-Prozesses zum Vorschein. 

Erstens verdeckt die Dreiteilung in staatliche, wirtschaftliche und zivilgesell-

schaftliche Akteure zentrale Unterschiede innerhalb der Sektoren. Zwei Beispiele ver-

deutlichen dies. Zum einen waren Frauen in nahezu allen Teilen des WCD-Prozesses 

unterrepräsentiert. Dies gilt für den Gland Workshop, unter dessen Teilnehmern sich 

gerade einmal zwei Frauen befanden (Dubash et al. 2001: 33), ebenso wie für das Fo-

rum (Dubash et al. 2001: 47), in dem nach Ansicht einer Teilnehmerin ein „technocra-

tic bias in the overall discourse“ (Guttal 2001) geschlechtsspezifische Fragen an den 

Rand drängte. Zwar waren in der Kommission selbst anfangs fünf, nach dem Rücktritt 

Shen Guoyis vier Frauen vertreten. Die verbleibenden weiblichen Kommissionsmitglie-

 

 
27  Der Cross-Check Survey von 125 Dämmen basierte vor allem auf quantitativen Daten und enthielt, 

abgesehen von der Offenheit für externe Datenquellen, keine partizipativen Komponenten (vgl. WCD 
1999h). 
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der kamen jedoch allesamt aus dem zivilgesellschaftlichen Bereich und befanden sich, 

so argumentieren Dubash et al. (2001: 41f.), in vergleichsweise schwächeren Positionen 

als ihre männlichen Kollegen. Bedeutend ist die Nichtberücksichtigung von Frauen als 

eigenständiger Stakeholder-Kategorie insbesondere vor dem Hintergrund der verhan-

delten Fragen. So identifizieren Dubash et al. (2001: 47) Frauen als „one of the most 

important stakeholder groups in overall water use and management.“ Ihre Rolle wird 

unter anderem in den im Vorfeld der Weltkonferenz für Umwelt und Entwicklung 

(UNCED) 1992 verabschiedeten Dubliner Prinzipien anerkannt.28 

Zum anderen ist die Gruppe der von einem Projekt betroffenen Personen weit 

größer als der Teil der Bevölkerung, dem eine Umsiedlung droht. Insbesondere fluss-

abwärts verteilen sich die – positiven wie negativen – Folgen eines Staudamm-Projekts 

oft über einen ebenso großen wie weit verstreuten Personenkreis. Weil diese Gruppen 

weit schwieriger zu organisieren sind, besteht die Gefahr, dass ihre Interessen nur we-

nig Berücksichtigung finden (vgl. Scudder 1997). Während die WCD das Thema in der 

Komposition ihrer Knowledge Base umfassend berücksichtigt hat, ist nur schwer aus-

zumachen, wie sie den praktischen Schwierigkeiten, diese Gruppen in den WCD-

Prozess einzubeziehen, begegnet ist. Als entscheidendes Problem erweist sich somit 

auch hier die Bestimmung der relevanten und legitimen Interessengruppen. Während 

sicher richtig ist, dass die WCD eine große Bandbreite an Interessen unter ihrem Dach 

vereinigt hat, so wirft die Auswahl von Regierungen bzw. Regierungsorganisationen, 

Wirtschaft und Zivilgesellschaft als relevanter Stakeholder-Kategorien eine Reihe von 

Fragen auf. Im Falle der WCD geht die Bestimmung der zu repräsentierenden Gruppen 

letztlich auf zwei Akteure – IUCN und Weltbank – zurück und ist maßgeblich durch 

den Hintergrund des Konflikts bestimmt, zu dessen Lösung die WCD eingesetzt wurde. 

Ein zweiter Einwand kann sich dagegen richten, dass die als Stakeholder aus-

gemachten Gruppen und ihre Interessen im WCD-Prozess weitgehend gleichrangig 

behandelt werden. So wird innerhalb des Prozesses nicht zwischen den Interessen des 

privatwirtschaftlichen Sektors – dem im Unterschied zu den betroffenen Bürgern zu-

mindest bei staatlichen Staudamm-Projekten zunächst einmal nicht mehr als eine se-

kundäre Rolle als Auftragnehmer zufällt – und den in ihren Rechten direkt betroffenen 

Personengruppen unterschieden. Während die Legitimation der beteiligten Regierun-

gen zumindest dort, wo sie demokratisch gewählt sind, noch am wenigsten in Frage 

gestellt werden kann, könnte sich ein Teil der zivilgesellschaftlichen Akteure im Einzel-

fall auf spezifische Rechte berufen – etwa, wenn bestimmte Gruppen in ihren Men-

schenrechten bedroht sind. Erheblich schwieriger wird es, wenn es um die demokrati-

 

 
28  Dort heißt es: “Women play a central part in the provision, management and safeguarding of water: 

This pivotal role of women as providers and users of water and guardians of the living environment has 
seldom been reflected in institutional arrangements for the development and management of water re-
sources. Acceptance and implementation of this principle requires positive policies to address women’s 
specific needs and to equip and empower women to participate at all levels in water resources pro-
grammes, including decision-making and implementation, in ways defined by them” (The Dublin 
Statement 1992). 
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sche Legitimation der privatwirtschaftlichen Akteure geht. Die Tatsache, dass eine sol-

che nicht ohne weiteres ersichtlich ist29, weist auf ein allgemeines Problem des Ansatzes 

globaler Politiknetzwerke hin. Anders als Reinicke vermutet, ist keineswegs „immedi-

ately obvious that the involvement of nonstate actors itself contributes to a reduction in 

the democratic deficit“ (Reinicke 1998: 101). Vielmehr ist die Bestimmung legitimer 

Teilnehmer selbst eine demokratietheoretisch ebenso zentrale wie problembehaftete 

Aufgabe. Der Stakeholder-Begriff verdeckt hier, indem er die Interessen von Betroffe-

nen äußerst unterschiedlicher Kategorien begrifflich einebnet, dass bei weitem nicht 

alle Interessen gleich legitim sein müssen (Iyer 2001). 

So dürfte beispielsweise einleuchten, dass das Interesse eines lokalen Beamten, 

der sich von der Umsetzung eines konkreten Dammbau-Projekts eine Gehaltsaufbesse-

rung in Form von Bestechungsgeldern erwarten darf, kaum dieselbe Legitimation be-

anspruchen kann wie das Interesse von Personen, denen aufgrund des Projekts eine 

Umsiedlung drohen würde. Wer jedoch die Grenze zwischen legitimen und illegitimen 

bzw. zwischen verschiedenen Graden der Legitimität zieht, und nach welchen Kriterien 

dies geschehen kann, bleibt in der Stakeholder-Rhetorik offen. Anders wäre dies, wenn 

etwa ein Rights and Risks-Ansatz zugrunde gelegt würde, der die Legitimität nach 

Rechten bzw. Risiken Betroffener bemisst. Die WCD schlägt – nicht ohne Ironie – ei-

nen solchen Ansatz in ihrem Abschlussbericht für zukünftige Entscheidungsverfahren 

im Dammbau vor (vgl. WCD 2000b: 206-211). Der Kommission selbst fehlt es letztlich 

an einer entsprechenden Legitimationsgrundlage. 

POLITISCHE VERANTWORTLICHKEIT (ACCOUNTABILITY), TRANSPARENZ UND 

ÖFFENTLICHKEIT 

„We pride ourselves on our transparency“ (Asmal 2000b: 45). Die World Com-

mission on Dams setzt nach eigenem Selbstverständnis Maßstäbe in Sachen demokrati-

scher Kontrolle. Welche Kontrollmechanismen der WCD-Prozess beinhaltet und wie 

erfolgreich diese sind, soll im Folgenden nachgezeichnet werden. Diskutiert werden (1) 

Kriterien der Verantwortlichkeit (accountability), (2) der Transparenz und (3) der Öf-

fentlichkeit. 

(1) In Sachen Verantwortlichkeit fehlten im WCD-Prozess formale Mechanis-

men, die jedoch teilweise durch informelle Kontrollmechanismen ersetzt wurden. So 

war die Kommission vor dem Hintergrund des Konflikts insbesondere darauf angewie-

sen, dass Prozess und Produkte letztlich von den entscheidenden Konfliktparteien an-

genommen würden. Hier war dem WCD-Forum eine zentrale Rolle zugedacht. 

 

 
29  Im Gegensatz zu den staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren können sich die privaten Akteure 

auch nur mittelbar auf eine Gemeinwohlorientierung berufen. Vgl. Z.B. Vaillancourt Rosenau (2000: 
223): “Private sector companies have moral obligations to investors that take precedent over obliga-
tions to customers.” 
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Das WCD-Forum diente der Kommission als institutionalisiertes Mittel “to re-

ceive feedback on their ongoing work“ (Dubash et al. 2001: 46). Die knapp 70 Organi-

sationen und Unternehmen umfassende erweiterte Referenzgruppe stellte ein Kontroll-

instrument dar, gegenüber welchem die Kommission ihre Argumente und Ergebnisse 

prüfen konnte (Dubash et al. 2001: 91; Khagram 1999: 12). Zu diesem Zweck sah der 

WCD-Prozess zwei Forum-Treffen vor.30 Das erste Treffen im März 1999 in Prag diente 

der Formalisierung der Interaktion und der Diskussion des Arbeitsprogramms (WCD 

2001b: 5). Ein zweites Treffen fand im April 2000 in Kapstadt statt und diente, dem 

späteren Stadium des Prozesses entsprechend, vor allem der Diskussion von Kernele-

menten und zentralen Ergebnissen des Arbeitsprogramms, soweit letztere zu diesem 

Zeitpunkt vorlagen (Asmal 2000a; WCD 2000a und 2001b: 5). Während das Forum 

seine Kontrollfunktion in der Summe weitgehend erfüllen konnte, gelten auch hier die 

oben genannten Einschränkungen in Bezug auf die Auswahl seiner Mitglieder. Frauen 

waren deutlich unterrepräsentiert, und auch regional deckte das Forum nur Teile der 

Stakeholder ab. 

(2) Da formale Mechanismen der Verantwortlichkeit (accountability) weitge-

hend fehlten, spielte die Transparenz der Entscheidungsfindung eine um so bedeuten-

dere Rolle. Als Indikatoren für transparente Politikprozesse schlagen Dubash et al. 

(2001: 123) das Maß vor, in dem die Veranstalter ihre Ziele gegenüber den relevanten 

Stakeholdern rechtzeitig kommunizieren bzw. diesen mitteilen, wie sie sich beteiligen 

können und wie ihr Input genutzt wird, und in dem sie darüber hinaus Entscheidungen 

vollständig kommunizieren. Die WCD versuchte, diese Kriterien zu erfüllen, indem sie 

über E-Mail-Listen, Postsendungen und das Internet einen möglichst breiten Adressa-

tenkreis über Teilnahmemöglichkeiten am WCD-Prozess informierte. Auch Teile des 

Arbeitsprogramms, wie z. B. die Aufgabenformulierung (Terms of Reference) für in 

Auftrag gegebene Studien sowie Entwürfe und Endfassungen der thematischen Studien 

und Fallstudien, wurden nach Möglichkeit einem breiten Kreis von Stakeholdern zur 

Verfügung gestellt. Die meisten Dokumente waren über das Internet zugänglich. Regi-

onale Konsultationen und lokale Treffen boten darüber hinaus die Möglichkeit für di-

rekten Kontakt zwischen der WCD und den Stakeholdern (Dubash et al. 2001.; vgl. 

auch www.dams.org). 

Während sich das Ergebnis insgesamt sehen lassen kann, sind auch hier Gren-

zen zu benennen. So wurden im frühen Stadium des Prozesses Informationen teilweise 

sehr spät bereitgestellt, so dass mögliche Reaktionen der Stakeholder nicht mehr be-

rücksichtigt werden konnten (WCD 1999b: 27). Zweitens war nicht immer klar, wie die 

Kommission mit dem Input der Stakeholder umzugehen gedachte. Dies weckte seitens 

der Stakeholder Erwartungen, welche die Kommission nicht erfüllen konnte. Ein Bei-

 

 
30  Das dritte Forum-Treffen vom 25. bis 27. Februar 1999 in Spier Village bei Kapstadt war zunächst nicht 

Bestandteil des WCD-Prozesses. Gegenstand des Treffens war eine Diskussion des Abschlussberichts 
und möglicher Follow-up-Maßnahmen (vgl. WCD 2001a). 
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spiel hierfür ist der Unmut des WCD-Forums darüber, dass die Kommission nicht be-

reit war, einen Entwurf des Abschlussberichts mit den Mitgliedern des Forums zu dis-

kutieren. Andererseits waren auch die Kapazitäten des WCD-Sekretariats und einzelner 

Study Teams zu gering, um den Input – insbesondere die öffentlichen Eingaben – um-

fassend zu berücksichtigen (Dubash et al. 2001: 123). Drittens waren die Zugangsbe-

dingungen zum Forum zwar insofern transparent, als ihnen eine Einladung durch das 

Forum zugrunde lag. Die Kriterien, welche für eine solche Einladung maßgeblich wa-

ren, lagen jedoch nicht offen. Gleiches gilt für die Auswahl der Kommissionsmitglieder. 

Viertens schließlich stellt die internet-zentrierte Informationspolitik der WCD zwar 

eine Möglichkeit dar, eine Vielzahl an Interessenten kostengünstig zu erreichen. 

Gleichzeitig liegt ihr jedoch eine systematische Begünstigung von Stakeholdern mit 

Zugang zu diesem Kommunikationsmittel zugrunde, die in der Staudamm-Debatte 

jedoch nur eine Minderheit der Betroffenen darstellen dürften.31 Das selbe Problem 

stellt sich für sprachliche Barrieren. Die Beiträge für die Knowledge Base lagen in der 

Regel ausschließlich in englischer Sprache vor, so dass auch hier bestimmte Stakehol-

der-Gruppen systematisch benachteiligt waren (vgl. Dubash et al. 2001: 69).32 

(3) In punkto Öffentlichkeit kann zwischen einer sektoralen Öffentlichkeit und 

einer allgemeinen Öffentlichkeit unterschieden werden. Sektorale Öffentlichkeit wurde 

in erster Linie durch die direkte Einbindung zahlreicher Stakeholder in den WCD-

Prozess sichergestellt. Allgemeine nationale oder transnationale Öffentlichkeiten her-

zustellen gestaltete sich dagegen schwieriger. Die WCD versuchte, diesem Ziel vor al-

lem mit Hilfe einer umfangreichen Pressearbeit näher zu kommen. Als Ergebnis führt 

die von der WCD geführte Online-Datenbank über 250 Medienberichte auf.33 Sieht 

man jedoch von der punktuellen Aufmerksamkeit gegenüber der Präsentation des Ab-

schlussberichts Dams and Development in London ab, verringert sich diese Zahl erheb-

lich, und auch die inhaltliche Auseinandersetzung mit der WCD fällt in den meisten 

Beiträgen eher knapp aus. 

DISKURSIVE STRUKTUR DER MEINUNGS- UND WILLENSBILDUNG 

Die Untersuchung der diskursiven Qualität der Meinungs- und Willensbildung 

folgt den in Abschnitt 4.1 erörterten Kriterien der Universalität (1), Rationalität (2) und 

Reziprozität (3). 

 

 
31  Vgl. z. B. Graff (2002: 11): “Während in den USA 59 Prozent und in der BRD 36 Prozent der Menschen 

Netzzugang haben, sind es in China nur 3, in Indien nur 0,67 und im Kongo nur 0,02 Prozent.” Für den 
afrikanischen Kontinent vgl. auch Chénneau-Loquay (2002: 11): “Auf der Weltkarte der Datenflüsse e-
xistiert Afrika so gut wie nicht. Der gesamte Kontinent hat nicht mehr Telefonleitungen als Tokio oder 
Manhattan und etwa so viele Internetanschlüsse wie Litauen.” 

32  Diese Einwände weisen auf das grundsätzlichere Problem der Nord-Süd-Differenz in Alphabetisierung 
und Bildungsstand hin, welche den gleichen Zugang zu Kontrollmechanismen im globalen Maßstab un-
terminieren. 

33  Vgl. http://www.dams.org/media. 
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(1) Universalität: Als Indikatoren für das Universalitätskriterium wurden in Ab-

schnitt 4.1 erstens das Vorhandensein von Barrieren, die bestimmte Personen oder Per-

sonengruppen systematisch von den Beratungen ausschließen, und zweitens der Grad 

der Partizipation bzw. der Partizipationsbereitschaft genannt. Beide Indikatoren wur-

den bereits in Abschnitt 4.2 diskutiert, so dass eine weitere Analyse an dieser Stelle 

ausbleiben kann. 

(2) Rationalität: Dass die Kommission sich auf einen Konsensbericht einigen 

konnte, wird ihr von einigen Beobachtern bereits als großer Erfolg ausgelegt. Wie aber 

ist dieser Konsens zustande gekommen – und welche Rolle haben Machtfaktoren im 

kommunikativen Prozess gespielt? Wie in Abschnitt 4.1 bereits erörtert, sieht sich eine 

Antwort an dieser Stelle unweigerlich methodischen Schwierigkeiten gegenüber. Im 

Fall der WCD kommt erschwerend hinzu, dass über die Beratungen der Kommission 

wenig bekannt ist. So sind die Sitzungsprotokolle nicht öffentlich zugänglich, und auch 

das Team des World Resources Institute (WRI) um Navroz K. Dubash, das den WCD-

Prozess über seine gesamte Lebensdauer begleitete, hatte keine Gelegenheit, an den 

Treffen der Kommission teilzunehmen (Dubash et al. 2001: 6). Aus Interviews, die sie 

mit den Kommissionsmitgliedern geführt haben, geht dagegen hervor, dass der Vorsit-

zende Kader Asmal zunächst eine Hauptrolle gespielt hat. Als Vorsitzender der Kom-

mission habe er sich den Ansatz eines ‚ausreichenden Konsenses’ (sufficient consensus) 

zunutze gemacht, um den Prozess voranzubringen (Dubash et al. 2001: 87). Während 

in der ersten Sitzung Spannungen zwischen den Kommissionsmitgliedern im Vorder-

grund standen, habe sich mit zunehmender Dauer innerhalb der Kommission ein „re-

markable climate of mutual respect on a personal level and a growing willingness to 

listen to each other“ (Dubash et al.: 88) entwickelt. Wichtige Grundlage für dieses Kli-

ma stellten die Vorgehensweise – d. h. die Schaffung einer gemeinsamen Informations-

grundlage – und gemeinsame Erfahrungen wie etwa die regionalen Konsultationen dar: 

„A joint fact-finding, with a common knowledge base ... allowed us to build trust“ (Mit-

glied der Kommission, zitiert nach Dubash et al. 2001: 89). Neben der Expertise der 

Kommissionsmitglieder auf unterschiedlichen Teilgebieten trugen auch die externen 

Erwartungen dazu bei, eine konsensorientierte Haltung einzunehmen: „We realised 

what would be at stake if no agreement would be reached“ (Mitglied der Kommission, 

zitiert nach Dubash et al. 2001: 89). 

Wo und wie sich im konkreten Fall Machtfaktoren auf die Beratungen der 

Kommission ausgewirkt haben, ist jedoch im Einzelnen nur schwer nachzuvollziehen. 

Von Seiten des privatwirtschaftlichen und des staatlichen Sektors wurde an einigen 

Stellen auf eine vermeintliche Voreingenommenheit der Kommission zugunsten der 

zivilgesellschaftlichen Akteure bzw. der Staudammgegner verwiesen.34 Inwiefern dies 

den Tatsachen entspricht, lässt sich mit Hilfe der spärlichen Informationen über den 

 

 
34  Vgl. z. B. Gopalakrishnan (2001): “It can more appropriately be said that WCD (sic) is not a World 

Commission on Dams but a ‚World Commission on Anti-Dams’.” 



  KLAUS DINGWERTH 

 30

internen Kommunikationsprozess der Kommission jedoch nicht beantworten. Ein Kon-

trollmechanismus dürfte letztlich auch hier darin bestanden haben, dass alle Akteure 

auf ein Ergebnis angewiesen waren, von dem erwartet werden konnte, dass die zentra-

len Akteure der Staudamm-Debatte es akzeptieren würden. So mussten letztlich auch 

die beteiligten Nichtregierungsorganisationen und sozialen Bewegungen auf ihre For-

derung nach einem Moratorium verzichten (Konukiewitz 2002). 

(3) Reziprozität: Das Kriterium der Reziprozität schließlich fragt, inwieweit sich 

Respekt und Unparteilichkeit in der Kommunikation zwischen den Teilnehmern mani-

festieren bzw. inwieweit die Teilnehmer die Beratungen verständigungsorientiert und 

nicht etwa strategisch angehen. Hierfür wurden im vorhergehenden Kapitel sechs Indi-

katoren genannt: die Konsistenz der Argumentation, die Konsistenz von Argumentati-

on und Handeln und die Kohärenz der Argumentation sowie die Anerkennung des mo-

ralischen Status entgegengesetzter Ansichten, die Bereitschaft, eigene Positionen zu 

überdenken (disposition to openness) und die Annäherung an die Beratungen aus der 

Perspektive einer möglichen Einigung. Während seriöse Aussagen über Kommunikati-

onsprozesse innerhalb der Kommission zu den ersten drei Indikatoren aufgrund der 

Datenlage kaum möglich erscheinen, lässt sich zu den weiteren Aspekten zumindest 

ansatzweise ein Bild ermitteln. So betonen Dubash et al. (2001: 88) das Klima gegen-

seitigen Respekts zwischen den Kommissionsmitgliedern, und führen Beispiele dafür 

an, dass die Bereitschaft, eigene Positionen zu überdenken, durchaus vorhanden war. 

Eine Annäherung an die Beratungen aus der Perspektive einer möglichen Einigung war 

schließlich durch den WCD-Prozess und seinen Hintergrund ohnehin geboten und ma-

nifestierte sich auch in der Praxis (Dubash et al. 2001: 88f). 

Zusammenfassend lässt sich mit Blick auf die diskursive Qualität der Meinungs- 

und Willensbildung kein eindeutiges und scharfes Bild zeichnen. Aus Sicht des delibe-

rativen Demokratiemodells lassen sich dennoch zwei bedeutende Mängel des WCD-

Prozesses angeben. Erstens ist, wie bereits die Definition der relevanten Stakeholder-

Gruppen, als zweite zentrale Vorgabe auch die Entscheidung über das Verfahren – ge-

wissermaßen die Verfassungsgebung – des WCD-Prozesses Gegenstand von geschlos-

senen Beratungen eines vergleichsweise kleinen Kreises. Da die deliberativen Modelle 

den Verfahrensbegriff und folglich auch Entscheidungen über Verfahren in ihr Zent-

rum stellen, befinden sich die angesprochenen Defizite im Fall der WCD an einer ent-

scheidenden Stelle. Sie werden dadurch verstärkt, dass selbst eine sektorale Öffentlich-

keit zu Beginn des WCD-Prozesses nur schwach organisiert war. Zweitens sind delibe-

rative Elemente jenseits der internen Beratungen der Kommission nur in geringem 

Umfang auszumachen. So machen Dubash et al. (2001: 93) geltend, dass innerhalb des 

Forums der Raum für einen Stakeholder-Dialog sehr begrenzt gewesen sei. Die Tatsa-

che, dass der WCD-Prozess lediglich zwei Forum-Treffen vorsah, stützt diesen Befund. 

Ferner ging es auch in den stark strukturierten regionalen Konsultationen weniger um 

den Austausch von Argumenten zwischen den Kommissionsmitgliedern und regionalen 

Stakeholdern. Vielmehr stand ein einseitiger Informationsprozess im Vordergrund: 
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„Far from allowing free-flowing dialogue at its consultations, the Commission 

carefully handpicked presenters for the regional consultations and timed the speeches 

strictly. The result was a consultation that was structured around a series of testimo-

nies, lending the Commissioners the air of judges who would weigh the evidence in an 

independent manner“ (Dubash et al. 2001: 81; vgl. auch WCD 1999c). 

Die Studien für die Knowledge Base schließlich machten zwar umfangreichen 

Gebrauch von der Möglichkeit externer Begutachtung.35 Die Begutachtungsverfahren 

blieben allerdings auf einen kleinen Kreis von Experten und Stakeholdern beschränkt.36 

5 Schlussfolgerungen 

Die Diskussion der World Commission on Dams zeigt, dass die Frage nach der 

demokratischen Legitimation globaler Politiknetzwerke weitaus komplexer zu beant-

worten ist als im Entwurf ihrer Befürworter dargestellt. Der WCD-Prozess weist in eini-

gen Bereichen Erfolge auf; an anderen Stellen dominieren Legitimationsdefizite. Tabel-

le 2 fasst die Untersuchungsergebnisse zusammen. 

Tabelle 2: Erfolge und Defizite des WCD-Prozesses 

 Demokratische  
Selbstbestimmung 

demokratische Kontrolle diskursive Meinungs- und  
Willensbildung 

Erfolge - Beteiligung Betroffener - Abhängigkeit von Konsens 
der beteiligten Stakehol-
der-Gruppen (Veto-
Position verschiedener Ak-
teursgruppen) 

- umfangreiche Bereitstel-
lung von Informationen 

- Beteiligung Betroffener 
- hohe Partizipationsbereit-

schaft zivilgesellschaftlicher 
Akteure 

 

Defizite - Definition/Auswahl der 
relevanten Bezugsgruppen 

- Keine Unterscheidung zwi-
schen unterschiedlichem 
Legitimationsgrad ver-
schiedener Akteure 

- internet-zentrierte Informa-
tionspolitik und Sprachbar-
rieren 

- fehlende Öffentlichkeit zu 
Beginn des WCD-
Prozesses 

- keine formalen Kontroll-
mechanismen 

- ungleicher Zugang zu 
Kontrollmechanismen 

- Entscheidung über die Ges-
taltung des WCD-Prozesses 
nicht Gegenstand öffentlicher 
Diskussionen 

- fehlende Öffentlichkeit zu Be-
ginn des WCD-Prozesses 

- deliberative Elemente außer-
halb der Beratungen der 
Kommission selbst nur in ge-
ringem Maß vorhanden 

 

 
35  Insbesondere in den Kommentaren der Gutachter werden auch Geltungsansprüche von Propositionen 

kritisiert und Gründe eingefordert. So kritisiert beispielsweise ein Mitarbeiter der Weltbank einen 
Entwurf einer Studie: “This paper looks biased against new and large projects without a demonstrated 
stated reason” (Gonzalez in Sanmuganathan u. a. 2000: 228). Innerhalb der (wissenschaftlichen) Aus-
einandersetzungen im Umfeld der Knowledge Base könnten folglich diskursive Elemente noch am  
ehesten nachvollzogen werden. 

36  Dieser Befund basiert auf der Durchsicht der Gutachter-Kommentare zu den 17 thematischen Studien 
der WCD Knowledge Base. Die Autoren erhielten zwischen fünf und 23 zum Teil sehr ausführliche 
Kommentare von Experten und Stakeholdern. Namen bzw. Institutionen der Gutachter wiederholen 
sich häufig, so dass der Kreis der Beteiligten letztlich überschaubar bleibt. 
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Diese Ergebnisse werden, insbesondere, was die institutionellen Mängel betrifft, 

von Untersuchungen zum ISO 14000-Verfahren als weiterem globalen Politiknetzwerk 

mit regelsetzender Funktion, weitgehend bestätigt (vgl. Clapp 1998; Haufler 1999). Für 

die Beantwortung der Frage, inwieweit globale Politiknetzwerke zu einer Demokratisie-

rung des Regierens jenseits des Nationalstaats beitragen können, ist daher abschlie-

ßend vor allem von Bedeutung, welche der Erfolge und Misserfolge der WCD auf die 

spezifischen Charakteristika der Institution globaler Politiknetzwerke zurückzuführen 

sind. 

Auf der Haben-Seite steht eine relativ breite Beteiligung betroffener Akteure zu 

Buche. Dies ist ein expliziter Anspruch globaler Politiknetzwerke, die durch die Einbin-

dung privater Akteure mehr Akteure in die Entscheidungsfindung einzubinden suchen 

als dies in traditionellen zwischenstaatlichen Verhandlungen der Fall ist. Darüber hin-

aus ist ein wirksamer Kontrollmechanismus insofern vorhanden, als die Durchsetzung 

der Ergebnisse in starkem Maß davon abhängt, ob sie durch einen Konsens zumindest 

der zentralen Akteure gestützt sind. Während der erste Punkt also auf die Institution 

globaler Politiknetzwerke zurückführbar ist, gilt dies für diesen zweiten Aspekt nur sehr 

bedingt. Die Vetomacht einiger Akteure ist vielmehr in der Struktur des Problems be-

gründet, zu dessen Bearbeitung die WCD eingesetzt wurde. Insofern ist zu erwarten, 

dass in den Netzwerken die Vetomächte zum Zuge kommen, die auch vor Einsetzung 

des Netzwerks bereits bestanden. 

Auch auf der Soll-Seite zeigt sich ein komplexes Bild. Während Erfolge der WCD 

auf dem Gebiet der Transparenz nur bedingt auf den Typus der Institution zurückzu-

führen sind – sämtliche der angewandten Strategien und Mängel könnten prinzipiell 

auch in zwischenstaatlichen Gremien auftreten –, ist das weitgehende Fehlen formaler 

Kontrollmechanismen eine direkte Folge des institutionellen Designs globaler Netz-

werke. Vor allem jedoch sind die Mängel im Hinblick auf die Definition der Stakehol-

der-Kategorien – und damit der Auswahl der am Netzwerk Beteiligten – ebenfalls 

hausgemacht: Die entscheidende Frage, wie und von wem die relevanten constituencies 

bestimmt werden sollen, beantwortet das Modell globaler Politiknetzwerke nicht. Statt 

dessen werden mit dem Begriff der Stakeholder Interessen ohne Ansehen ihrer poten-

ziell wie faktisch unterschiedlichen Legitimationsgrade verbunden. Die World Commis-

sion on Dams hat versucht, diese Probleme durch eine ausgewogene Repräsentation 

und durch die Einrichtung mehrerer Handlungsebenen zu lösen. Während insbesonde-

re die lokalen Anhörungen hier als recht erfolgreich gelten können – sie konnten teil-

weise sogar zu einer Demokratisierung auf der nationalstaatlichen Ebene beitragen 

(vgl. Dubash u. a. 2001: 78; Ecoportal Argentina 2000; vgl. auch Khagram 2000: 106) 

– und die Inklusionsbasis vergleichsweise umfassend war, so spiegelt die Dreiteilung in 

staatliche, wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure die Realität nur unzurei-

chend wider. Die angeführten Beispiele von Frauen und Staudamm-Betroffenen in ei-

nem umfassenden Sinne als möglicher weiterer Stakeholder-Kategorien deuten die 

Implikationen solcher Mängel an. Die Bestimmung der zu repräsentierenden Gruppen 
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durch letztlich nicht mehr als zwei Akteure ist aus demokratietheoretischer Sicht nur 

schwer zu legitimieren. Auf einer praktischen Ebene berücksichtigt die Auswahl zudem 

nur solche Gruppen, die in der Staudamm-Debatte mit einer faktischen Vetomacht 

ausgestattet sind. Innerhalb des WCD-Prozesses werden schließlich alle Interessen 

gleichrangig behandelt – ein auf Rechten basierender Ansatz, wie ihn die Kommission 

in ihrem Abschlussbericht für zukünftige Entscheidungen selbst nahe legt, würde hier 

eine weitaus differenziertere Betrachtung erforderlich machen. 

Den Möglichkeiten globaler Politiknetzwerke, zu einer Demokratisierung der in-

ter- bzw. transnationalen Politik beizutragen, sind angesichts dieser Ergebnisse Gren-

zen gesetzt. Die Ergebnisse der Untersuchung lassen sich in folgenden Punkten zu-

sammenfassen: 

(1) Der Global Governance-Debatte fehlt es bislang an einem eindeutigen und 

kohärenten Konzept demokratischen Regierens jenseits des Nationalstaats. Ein solches 

Konzept ist aber notwendig, um der normativen Vision einer guten Global Governance 

ein Fundament und eine Richtung zu geben. Die (Weiter-)Entwicklung einer Theorie 

globaler Demokratie kann sich dabei die Unterscheidung zwischen den drei Dimensio-

nen der demokratischen Selbstbestimmung, der demokratischen Kontrolle und der 

diskursiven Meinungs- und Willensbildung zunutze machen. 

(2) Die Untersuchungen, welche die Befürworter des Ansatzes globaler Politik-

netzwerke innerhalb ihres Forschungsprojekts durchgeführt haben, können ihre These 

einer erhöhten demokratischen Legitimation nicht zufriedenstellend begründen. Zum 

einen fehlt auch ihnen ein eindeutiges und klares Konzept legitimen Regierens. Zum 

anderen gehen die entsprechenden Fallstudien nur in sehr geringem Umfang auf Fra-

gen der Legitimation ein. 

(3) Wird eine Untersuchung der demokratischen Legitimation globaler Politik-

netzwerke entlang der oben genannten Dimensionen des Demokratiebegriffs durchge-

führt, so zeichnet sich ein wesentlich komplexeres Bild als das von den Befürworten des 

Ansatzes gezeichnete. In der Summe weist die World Commission on Dams zwar 

Teilerfolge auf. Zu einer Demokratisierung der inter- bzw. transnationalen Regierens 

können sie jedoch insbesondere aus zwei Gründen nur sehr bedingt beitragen. Erstens 

gelingt es nicht, die zentrale Frage nach den legitimen Teilnehmern am Netzwerk be-

friedigend zu beantworten. Im WCD-Prozess geht die Definition der relevanten Stake-

holder-Gruppen nur auf einen exklusiven Akteurskreis zurück. Zweitens unterscheidet 

das Modell globaler Politiknetzwerke nicht zwischen den durchaus unterschiedlichen 

Legitimationsgraden der verschiedenen Akteure. Gerade hier haben zwischenstaatliche 

Verhandlungen zumindest dort, wo die beteiligten Regierungen demokratisch gewählt 

sind, einen entscheidenden Vorteil. 

(4) Solange eine globale Öffentlichkeit kaum oder nur in sehr schwacher Aus-

prägung existiert, können öffentlich-private Partnerschaften wie die World Commissi-

on on Dams eine auf nationalstaatlicher Legitimation ruhende Normbildung nicht er-

setzen. Ein solcher Befund sollte jedoch nicht davon abhalten, den Weg zu einem bes-
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seres Verständnis dessen, was das Konzept einer globalen Demokratie im Hinblick auf 

die institutionelle Ausgestaltung einer wünschenswerten Global Governance-

Architektur verlangt, weiterzuverfolgen. Neben der Demokratisierung zwischenstaatli-

cher Verhandlungsprozesse ist abzusehen, dass in der Stärkung einer globalen Gemein-

schaft ein weiteres zentrales Element einer solchen Architektur liegen könnte. Wenn 

die Institution globaler Politiknetzwerke hierzu einen Beitrag zu leisten vermag – in-

wieweit dies tatsächlich der Fall ist, bleibt eine empirisch offene Frage –, bliebe ihr zu-

mindest dieser Ausweg, um doch noch die Leistungen zu erbringen, die ihre Befürwor-

ter so gerne in ihr sehen würden. 
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